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1. VORBEMERKUNG 

Der vorliegende Vorentwurf dient gem. § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB zur Unterrich-
tung der Öffentlichkeit und der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, de-
ren Aufgabenbereich von der Planung berührt werden kann. Die abschließende Begrün-
dung einschließlich Umweltbericht erfolgt im weiteren Planverfahren. 
 
In der vorliegenden Begründung wird die 145. Änderung des Flächennutzungsplanes 
„Nördlich des Lehstromes“ zur besseren Lesbarkeit nachfolgend als „Flächennutzungs-
planänderung“ bzw. sein Geltungsbereich als „Planänderungsgebiet“ bezeichnet. 
 
Die Flächennutzungsplanänderung dient der Erweiterung eines ansässigen Betriebes 
und soll die planungsrechtlichen Grundlagen für die Errichtung von Betriebsgebäuden 
schaffen. 
 
 
2. LAGE UND NUTZUNG DES GELTUNGSBEREICHES 

2.1 Allgemeine Lage des Geltungsbereiches 

 
Abb. 1: Lage des Geltungsbereiches. LGLN; Auszug aus den Geobasisdaten der Niedersächsischen Ver-

messungs- und Katasterverwaltung; © 2025 (ohne Maßstab) 
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Abb. 2: Lage des Geltungsbereiches 

Das Planänderungsgebiet befindet sich im 
südlichen Bereich von Cuxhaven im westli-
chen Teil des Gewerbegebietes Groden 
westlich der Anton-Flettner-Straße. 
 
Die Größe des Planänderungsgebietes be-
trägt ca. 4,48 ha. 
 

 
 
2.2 Nutzung des Geltungsbereiches, umliegende Nutzung 

 
Abb. 3: Luftbild 

Die Flächen im Planänderungsgebiet bein-
halten im Wesentlichen Grünflächen und 
Grüppen. 
 
Östlich angrenzend liegt der Gewerbebe-
trieb, der die Erweiterungen plant. Nördlich 
grenzen Wohnnutzungen und Kleingärten 
an. Weitere Kleingärten befinden sich im 
Westen sowie Grünflächen. Südlich verläuft 
der Lehstrom. 

 
Für die unbebauten Flächen wurde eine Biotoptypen- und Artenschutzkartierung durch-
geführt, um die Beeinträchtigungen auf Flora und Fauna beziffern zu können. Angesichts 
der angrenzenden Wohnnutzungen wurden die möglichen Immissionen durch die ge-
plante Betriebserweiterung gutachterlich ermittelt. 
 
Weitere Nutzungskonflikte sind nicht zu erwarten. 
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3. PLANUNGSRECHTLICHE GRUNDLAGEN 

3.1 Landes- und Regionalplanung 

3.1.1 Landes-Raumordnungsprogramm Niedersachsen 2017 

 
Abb. 4: Ausschnitt aus dem LROP 2017. (LGLN) 

Im zeichnerischen Teil des LROP 2017 sind 
für das Planänderungsgebiet keine beson-
deren Funktionen festgelegt. 
 
Die Flächen in der Umgebung des Planän-
derungsgebietes haben ebenfalls keine be-
sondere Funktion erhalten. 
 
Die Stadt Cuxhaven ist als Mittelzentrum 
festgelegt. 
 

 
Die Verordnung über das Landes-Raumordnungsprogramm wurde in Teilen 2022 geän-
dert. Im zeichnerischen Teil der Verordnung sind für das Planänderungsgebiet keine 
Änderungen festgelegt. 
 
Die Flächennutzungsplanänderung ist mit den Zielen und Grundsätzen des LROP 2017 
und der Änderung von 2022 vereinbar. 
 
 
3.1.2 Regionales Raumordnungsprogramm für den Landkreis Cuxhaven 

2012/2017 

 
Abb. 5: Ausschnitt aus dem RROP 2012 

Im zeichnerischen Teil des RROP 2012 be-
findet sich das Planänderungsgebiet inner-
halb des Zentralen Siedlungsgebietes und 
eines Vorranggebietes Trinkwassergewin-
nung. Ansonsten sind für das Planände-
rungsgebiet keine besonderen Funktionen 
festgelegt. 
 
Die Flächen in der Umgebung des Planän-
derungsgebietes befinden sich ebenfalls in-
nerhalb des Zentralen Siedlungsgebietes. 
 
Die Stadt Cuxhaven ist als Mittelzentrum 
u.a. mit der besonderen Entwicklungsauf-
gabe von Arbeitsstätten festgelegt. 

 
Die Flächennutzungsplanänderung ist mit den Zielen und Grundsätzen des RROP 2012 
vereinbar. 
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3.1.3 Raumordnungsplan für den Hochwasserschutz 

Die Verordnung über die Raumordnung im Bund für einen länderübergreifenden Hoch-
wasserschutz (BRPHV) ist am 1. September 2021 in Kraft getreten und entsprechend 
zu berücksichtigen. Das Planänderungsgebiet befindet sich weit außerhalb von Über-
schwemmungsgebieten sowie vorläufig gesicherten Überschwemmungsgebieten und 
Risikogebieten außerhalb von Überschwemmungsgebieten. 
 

 
Abb. 6: Risikogebiet HQextrem  

 
Das Planänderungsgebiet befindet sich innerhalb des Risikogebietes „HQextrem“ der 
Tideelbe. Hiervon sind nahezu das gesamte Stadtgebiet sowie sämtliche Flächen ent-
lang der Elbe betroffen. Aufgrund der Geländehöhe wird das Planänderungsgebiet in 
den öffentlich zugänglichen Daten jedoch als geschützt gekennzeichnet. 
 

 

 
Abb. 7: Überflutungstiefe und Fließgeschwindigkeit 

Im Planänderungsgebiet sind im Extremfall 
nur geringe Fließgeschwindigkeiten von un-
ter 0,2 m/s zu erwarten. Lediglich in verein-
zelten Bereichen können die Fließge-
schwindigkeiten bis zu 1,0 m/s betragen. 
 
Im Extremfall sind im Planänderungsgebiet 
Überflutungstiefen von mehr als 10 cm nur 
in den bestehenden Grüppen zu erwarten. 
Hier können sie insbesondere im nördlichen 
Teil des Plangebietes bis zu 100 cm und 
vereinzelt bis zu 200 cm betragen. 
 
Die Fließrichtung verläuft im Wesentlichen 
von Nordost nach Südwest in Richtung Leh-
strom. 
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Die bestehenden Grüppen werden im Zuge der Betriebserweiterungen entfernt. Die Ent-
wässerung erfolgt zukünftig über einen bestehenden Graben im Planänderungsgebiet, 
der aufgrund der Erweiterungen teilweise verroht werden muss, über ein neu anzulegen-
des Regenrückhaltebecken in den Lehstrom. Die detaillierten Maßnahmen und bauli-
chen Anlagen sind Bestandteil der nachfolgenden Erschließungsplanung. Die Durch-
führbarkeit wurde im Rahmen eines Vorentwurfes seitens des Erschließungsplaners be-
reits nachgewiesen. 
 
 
3.2 Wirksamer Flächennutzungsplan 

 
Abb. 8: Auszug aus dem Flächennutzungsplan 

Die Flächen im Planänderungsgebiet wer-
den im wirksamen Flächennutzungsplan 
der Stadt Cuxhaven als Grünflächen mit 
der Zweckbestimmung „Dauerkleingärten“ 
dargestellt. 
 
Der Flächennutzungsplan wird dahinge-
hend im Parallelverfahren geändert und 
stellt zukünftig überwiegend Gewerbliche 
Bauflächen dar (siehe Kapitel 4.2). 
 

 
 
4. ZIELE, ZWECKE UND WESENTLICHE AUSWIRKUNGEN DER PLANUNG 

4.1 Städtebauliche Zielsetzung 

Die Flächennutzungsplanänderung dient der Erweiterung eines ansässigen Betriebes 
und soll die planungsrechtlichen Grundlagen für die Errichtung von Betriebsgebäuden 
schaffen. 
 
Die VOCO GmbH ist seit vielen Jahren in Cuxhaven ansässig und bildet einen wichtigen 
Bestandteil der lokalen Wirtschaftsstruktur. Aufgrund steigender Nachfrage nach Pro-
dukten und Dienstleistungen sowie der Notwendigkeit, Produktions- und Lagerkapazitä-
ten zu erweitern, besteht ein erheblicher Flächenbedarf. Das bestehende Betriebsge-
lände ist nahezu ausgelastet, sodass eine räumliche Erweiterung erforderlich wird. Ziel 
der Flächennutzungsplanänderung ist es, die planungsrechtlichen Voraussetzungen für 
die Erweiterung zu schaffen, um die Wettbewerbsfähigkeit des Unternehmens langfristig 
zu sichern und zusätzliche Arbeitsplätze in der Region zu erhalten bzw. zu schaffen. 
 
Darüber hinaus trägt die Erweiterung des Betriebes zur nachhaltigen Stärkung des Wirt-
schaftsstandortes Cuxhaven bei. Durch die geplante Entwicklung können bestehende 
betriebliche Abläufe optimiert, Produktionsprozesse modernisiert und logistische Struk-
turen verbessert werden. Dies ermöglicht eine effizientere Nutzung der vorhandenen 
Ressourcen und unterstützt die langfristige Sicherung des Unternehmensstandortes. 
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Mit der Änderung des Flächennutzungsplanes wird eine geordnete städtebauliche Ent-
wicklung gewährleistet. Die Planung schafft somit die Grundlage für eine verträgliche 
Integration der neuen Betriebsflächen in die vorhandene Siedlungs- und Nutzungsstruk-
tur und trägt zu einer nachhaltigen Entwicklung des Gebietes bei. 
 
 
4.2 Darstellungen des Flächennutzungsplanes 

 
Abb. 9: Planzeichnung (ohne Maßstab) 

Entsprechend der städtebaulichen Zielset-
zung werden im Planänderungsgebiet Ge-
werbliche Bauflächen, Eingrünungen zur 
freien Landschaft und eine Fläche für ein 
Regenrückhaltebecken dargestellt. Die be-
stehenden Richtfunktrassen und ihre 
Schutzbereiche wurden nachrichtlich über-
nommen. 
 

 
 
5. IMMISSIONSSCHUTZ 

Angesichts der angrenzenden Wohnnutzungen wurden die möglichen Immissionen 
durch die geplante Betriebserweiterung gutachterlich ermittelt (TETENS, 2025). 
 
Im Rahmen der schalltechnischen Untersuchung wurde für das Planänderungsgebiet 
eine Emissionskontingentierung durchgeführt, die die Schallabstrahlung des Planände-
rungsgebietes regelt. In einem zweiten Schritt wurde der Betrieb im Bestand untersucht. 
Die Ergebnisse wurden mit den Werten der zuvor durchgeführten Emissionskontingen-
tierung verglichen. Anhand der Gegenüberstellung wurde das Entwicklungspotenzial 
des Betriebes abgeleitet. 
 
Die Überprüfung ergab, dass die zulässigen Emissionskontingente unterschritten wer-
den und der Betrieb ein beschränktes Entwicklungspotenzial hat. Durch entsprechende 
Schallschutzmaßnahmen kann das Potenzial für zukünftige Erweiterungen jedoch ge-
steigert werden. 
 
Im nachfolgenden Bebauungsplan werden entsprechende Festsetzungen getroffen. 
 
  



10 
 

6. VERKEHRLICHE ERSCHLIESSUNG, VER- UND ENTSORGUNG 

• Verkehrliche Erschließung 

Die äußere verkehrliche Erschließung des Planänderungsgebietes erfolgt wie bisher 
über die Anton-Flettner-Straße. Eine weitere Zufahrt über die Humphry-Davy-Straße 
wäre bei Bedarf möglich. Die innere verkehrliche Erschließung ist privatrechtlich zu re-
geln, da der Betrieb selbst am besten beurteilen kann, wie die Verkehrswege für einen 
optimalen Ablauf angelegt werden sollten. 
 

• Wasserversorgung und Elektrizität 

Die Versorgung mit Wasser, Strom und Gas erfolgt durch die EWE Wasser und die EWE 
Netz AG. 
 

• Telekommunikation 

Die Versorgung des Planänderungsgebietes mit Telekommunikationsanlagen erfolgt 
durch die Deutsche Telekom AG oder andere Anbieter. 
 

• Oberflächenentwässerung 

Das Oberflächenwasser, das nicht versickern kann, wird über einen bestehenden Gra-
ben in das festgesetzte Regenrückhaltebecken im Süden des Planänderungsgebietes 
geleitet und anschließend gedrosselt dem Lehstrom zugeführt. 
 

• Abwasserentsorgung 

Die Abwasserentsorgung erfolgt durch Anschluss an die städtische Schmutzwasserka-
nalisation. 
 

• Abfallentsorgung 

Die zentrale Abfallentsorgung erfolgt durch die Stadt Cuxhaven. 
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7. UMWELTBERICHT GEMÄẞ § 2 A BAUGB 

Die Umweltprüfung wird für die Belange des Umweltschutzes nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 a-j 
und § 1 a BauGB durchgeführt, indem die voraussichtlich erheblichen Umweltauswirkun-
gen ermittelt und bewertet werden. Im Umweltbericht sind die aufgrund der Umweltprü-
fung nach § 2 Abs.4 BauGB ermittelten und bewerteten Belange des Umweltschutzes 
darzulegen.  
 
 
7.1 Inhalt und Ziel der Flächennutzungsplanänderung 

Die Stadt Cuxhaven beabsichtigt mit der 145. Änderung des Flächennutzungsplanes 
„Nördlich des Lehstromes“ eine im wirksamen F-Plan dargestellte Grünfläche in eine 
gewerbliche Baufläche zu ändern. Mit der Änderung sollen eine geordnete städtebauli-
che Entwicklung angestrebt und die planungsrechtlichen Grundlagen für eine gewerbli-
che Entwicklung geschaffen werden.  
 
Bezüglich weiterer Erläuterungen zu den Inhalten und verfolgten städtebaulichen Zielen 
des Flächennutzungsplanänderung wird auf Kapitel 4.1 - Städtebauliche Zielsetzung - 
verwiesen. 
 
 
7.2 Rechtliche Rahmenbedingungen sowie umweltschutz- und planungsrele-

vante Fachgesetze und Fachpläne 

Für die Erarbeitung des Umweltberichts sind, auf das Vorhaben bezogen, neben den 
Vorschriften des Baugesetzbuches (BauGB) folgende Rechtsvorschriften und Fach-
pläne relevant:  

• Baugesetzbuch (BauGB), 

• Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG),  

• Niedersächsisches Naturschutzgesetz (NNatSchG),  

• Bundesbodenschutzgesetz (BBodSchG), 

• Wasserhaushaltsgesetz (WHG), 

• Landschaftsrahmenplan Stadt Cuxhaven (2013). 
 
 
Baugesetzbuch (BauGB) 

Gemäß § 1a BauGB soll mit Grund und Boden sparsam und schonend umgegangen 
werden. Landwirtschaftlich, als Wald oder für Wohnzwecke genutzte Flächen sollen nur 
im notwendigen Umfang umgenutzt werden. Erhebliche Beeinträchtigungen der Leis-
tungsfähigkeit des Naturhaushaltes sowie des Landschaftsbildes sollen vermieden bzw. 
ausgeglichen werden. Die Erhaltungsziele und der Schutzzweck der Gebiete von ge-
meinschaftlicher Bedeutung und der Europäischen Vogelschutzgebiete (Natura 2000) 
sind zu beachten. Den Erfordernissen des Klimaschutzes ist Rechnung zu tragen. 
 
Mit Grund und Boden soll im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung sparsam umge-
gangen werden, indem eine Grundflächenzahl gewählt wird, die eine effektive Ausnut-
zung der geplanten Grundstücke und die Realisierung von Gewerbe ermöglicht. 
Mit der Änderung des Flächennutzungsplanes wird eine Grünfläche für die angestrebte 
Gewerbeentwicklung in Anspruch genommen. Die Stadt Cuxhaven gibt dem Gewerbe 
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an diesem Standort den Vorzug gegenüber einer landwirtschaftlichen Nutzung, da keine 
besser geeigneten Alternativflächen vorhanden sind. 
Zur Vermeidung/Minimierung und zum Ausgleich des Eingriffs sind in der nachfolgenden 
verbindlichen Bauleitplanung entsprechende Maßnahmen festzulegen.  
Erhaltungsziele und Schutzzweck von Gebieten von gemeinschaftlicher Bedeutung oder 
von Europäischen Vogelschutzgebieten werden durch die Planung nicht berührt.  
Den Belangen des Klimaschutzes soll im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung 
Rechnung getragen werden, indem randliche Gehölzbestände angelegt werden, die zur 
nächtlichen Kaltluftbildung /Frischluftbildung beitragen und versiegelungsbedingte, 
kleinklimatische Beeinträchtigungen mindern.  
 
 
Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) / Niedersächsisches Naturschutzgesetz 
(NNatSchG) 

Über die in § 1 BNatSchG allgemein formulierten Ziele des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege hinaus ist das 5. Kapitel des Bundesnaturschutzgesetzes von Bedeutung. 
In diesem Abschnitt werden Schutz und Pflege wildlebender Tier- und Pflanzenarten 
geregelt.  
 
Darin nennt § 37 BNatSchG die Aufgaben des Artenschutzes: 

▪ den Schutz der Tiere und Pflanzen wildlebender Arten und ihrer Lebensgemein-
schaften vor Beeinträchtigungen durch den Menschen und die Gewährleistung 
ihrer sonstigen Lebensbedingungen, 

▪ den Schutz der Lebensstätten und Biotope der wildlebenden Tier- und Pflanzen-
arten sowie  

▪ die Wiederansiedlung von Tieren und Pflanzen verdrängter wildlebender Arten in 
geeigneten Biotopen innerhalb ihres natürlichen Verbreitungsgebietes.  

 
Für die besonders geschützten Tier- und Pflanzenarten im Sinne von § 7 Abs. 2 Nr. 13 
und 14 BNatSchG trifft das Bundesnaturschutzgesetz in § 44 BNatSchG besondere Re-
gelungen. Der Schutz umfasst die wildlebenden Tiere und Pflanzen im o.g. Sinne sowie 
auch die europäischen Vogelarten einschließlich ihrer Fortpflanzungs- und Ruhestätten. 
 
Die rechtlichen Grundlagen zum Schutz wildlebender Tier- und Pflanzenarten sind in 
den §§ 38 (zum allgemeinen Arten-, Lebensstätten- und Biotopschutz), 39 (allgemeiner 
Schutz wild lebender Tiere und Pflanzen) und 44 (besonders geschützte und bestimmte 
andere Tier- und Pflanzenarten) des BNatSchG festgelegt. Danach ist es verboten, ohne 
vernünftigen Grund Lebensstätten wildlebender Tier- und Pflanzenarten zu zerstören 
oder sonst erheblich zu beeinträchtigen oder wildlebende Tiere mutwillig zu beunruhi-
gen, zu fangen, zu verletzen oder zu töten.  
 
Das NNatSchG enthält einige Niedersachsen bezogene Abweichungen und Ergänzun-
gen zum BNatSchG.  
 
Unter dem Aspekt der Vermeidung sind in der nachfolgenden verbindlichen Bauleitpla-
nung entsprechende Maßnahmen festzulegen. Im Rahmen der Gewerbeentwicklung 
kommt es mindestens zu einer dauerhaften Versiegelung von Boden. In der verbindli-
chen Bauleitplanung sind die zu erwartenden erheblichen Beeinträchtigungen auf den 
Naturhaushalt in die Eingriffsregelung zu stellen und entsprechend zu kompensieren.  
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Bundesbodenschutzgesetz (BBodSchG) 

Zweck des Bodenschutzgesetzes ist es, nachhaltig die Funktionen des Bodens zu si-
chern oder wiederherzustellen. Hierzu sind schädliche Bodenveränderungen abzuweh-
ren, der Boden und Altlasten sowie hierdurch verursachte Gewässerverunreinigungen 
zu sanieren und Vorsorge gegen nachteilige Einwirkungen auf den Boden zu treffen. Bei 
Einwirkungen auf den Boden sollen Beeinträchtigungen seiner natürlichen Funktionen 
sowie seiner Funktion als Archiv der Natur- und Kulturgeschichte so weit wie möglich 
vermieden werden. 
 
Im Rahmen der angestrebten Gewerbeentwicklung wird es zu einer dauerhaften Versie-
gelung von Boden kommen. Dafür werden landwirtschaftliche Fläche in Anspruch ge-
nommen. Insbesondere Bodenversiegelungen führen zu Beeinträchtigungen der o.a. 
Bodenfunktionen. Die Beeinträchtigungen sind in der verbindlichen Bauleitplanung auf 
ein Mindestmaß zu beschränken und entsprechend in die Eingriffsregelung zu stellen. 
 
 
Wasserhaushaltsgesetz (WHG) 

Zweck des Wasserhaushaltsgesetzes ist es, durch eine nachhaltige Gewässerbewirt-
schaftung die Gewässer als Bestandteil des Naturhaushalts, als Lebensgrundlage des 
Menschen, als Lebensraum für Tiere und Pflanzen sowie als nutzbares Gut zu schützen.  
 
Entwässerungsgräben /-grüppen sind soweit möglich im natürlichen Ursprung zu belas-
sen und ggf. erforderliche Grabenverrohrungen auf ein Mindestmaß zu begrenzen. An-
fallendes Oberflächenwasser sollte weiterhin vor Ort zur Versickerung gebracht werden, 
um die Grundwasserneubildung nicht weiter einzuschränken. Detailliertere Aussagen 
sind in der verbindlichen Bauleitplanung zu tätigen.  
 
 
Landschaftsrahmenplan Stadt Cuxhaven (LRP, 2013) 

Der Landschaftsrahmenplan trifft folgende Aussagen zum Planänderungsgebiet: 
 
Karte 1: Arten und Biotope 
Nach dem LRP beinhaltet das Planänderungsgebiet ausschließlich Biotoptypen von sehr 
geringer und geringer Bedeutung. Südöstlich des Änderungsgebietes grenzt eine Fläche 
mit einer hohen Bedeutung an. 
 
Karte 2: Landschaftsbild 
Das Planänderungsgebiet befindet sich im Siedlungsbereich – Industrie- und Gewerbe-
gebiete (S 3). Dieser Landschaftsbildtyp besitzt eine sehr geringe Bedeutung für das 
Landschaftsbild. Im südwestlichen Teilbereich des Änderungsgebietes sind Kleingarten-
anlagen abgebildet. 
 
Karte 3a: Besondere Werte von Boden und Wasser  
Nach dem LRP beinhalten das Planänderungsgebiet sowie die umliegenden landwirt-
schaftlichen Flächen besonders fruchtbare Böden. 
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Karte 3b: Funktionen im Wasser- und Stoffhaushalt  
Das Planänderungsgebiet beinhaltet laut LRP keine besonderen Bereiche für den Was-
ser- und Stoffhaushalt. Das Planänderungsgebiet befindet sich in einem geplanten Was-
serschutzgebiet (Zone 2 und 3). 
 
Karte 5: Zielkonzept  
Das Planänderungsgebiet und die umliegenden Flächen haben eine umweltverträgliche 
Nutzung zum Ziel. 
 
Karte 5a: Zielkonzept – Biotopverbund  
Im Planänderungsgebiet wird eine linienförmige Hecke und andere Gehölzstreifen als 
Biotopverbund – Bestand dargestellt. Südlich des Planänderungsgebietes ist als Bio-
topverbund – Planung ein naturnahes Fließgewässer mit Gewässerrandstreifen darge-
stellt. 
 
Karte 6: Schutz, Pflege und Entwicklung bestimmter Teile von Natur und Landschaft  
Der LRP stellt für das Planänderungsgebiet keine Schutzgebiete und -objekte dar. Für 
das südlich gelegene Fließgewässer „Lehstrom“ sind als sonstige Schutz- und Pla-
nungskonzeptionen Hinweise für die Bauleitplanung genannt, hier Revitalisierung urba-
ner Gewässerabschnitte. 
 
 
Fazit LRP 
 
Für die geplante gewerbliche Entwicklung besteht das Ziel der „umweltverträglichen Nut-
zung in Gebieten mit aktuell sehr geringer bis mittlerer Bedeutung für alle Schutzgüter“. 
Unter dem Aspekt des Biotopverbundes ist eine linienförmige Hecke und andere Ge-
hölzstreifen im Bestand dargestellt. Die nachfolgende verbindliche Bauleitplanung sollte 
die Ziele des LRP berücksichtigen. 
 
 
Weitere Grundlagen für die Ermittlung der Auswirkungen des geplanten Vorhabens sind: 

• Kartenserver LBEG (http://nibis.lbeg.de/cardomap3/), 

• Niedersächsische Umweltkarte (https://www.umweltkarten-niedersachsen.de 
/Umweltkarten/), 

 
 
7.3 Beschreibung und Bewertung des Umweltzustandes 

Der Umweltzustand und die besonderen Umweltmerkmale im derzeitigen Ist-Zustand 
(Basisszenario), bei Nichtdurchführung und Durchführung der Planung sowie die mit der 
Planung verbundenen Umweltauswirkungen werden nachfolgend auf das jeweilige 
Schutzgut bezogen dargestellt. 
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7.3.1 Schutzgut Boden und Wasser 

Boden 

Das Planänderungsgebiet befindet sich in der naturräumlichen Region der Watten und 
Marschen und hier in der naturräumlichen Untereinheit der Hadelner Marsch. 
Nach der Bodenkarte von Niedersachsen (BK 50; 1:50.000) beinhaltet das Planände-
rungsgebiet ausschließlich den Bodentyp Marschhufenboden unterlagert von Klei-
marsch. 
 
 
Marschhufenbeete wurden in Niedersachsen im Zuge der Hollerkolonisation (Kultivie-
rung durch holländische Siedler ab etwa 1.000 n. Chr.) auf dem Uferwall der Elbe zwi-
schen Cuxhaven und Hamburg angelegt. Sie sind durch in Reihen angeordnete ge-
wölbte Rücken (Beete) und die dazwischenliegenden Gräben (Grüppen) charakterisiert. 
Ihre Anlage erfolgte in Handarbeit und diente der Urbarmachung und Besiedlung der 
Marsch. Neben der Bodenverbesserung durch den Auftrag von kalkhaltigem Material 
aus dem Untergrund wurde auch eine Verbesserung der Oberflächenentwässerung er-
zielt. Nach 1950 wurden die Marschhufenbeete in weiten Teilen eingeebnet und als 
Acker genutzt. (KREUZBERG, 2013). Unterlagert wird der Marschhufenboden von einer 
Kleimarsch. Dabei handelt es sich um mindestens 40 cm tief entkalkte Marschböden, 
die durch Entkalkung aus der Kalkmarsch hervorgegangen sind. Der Bodentyp ist ten-
denziell feiner (toniger) als die der Kalkmarsch. Sie kann von Feinsand bis zu Schluff 
und Ton reichen. Kleimarschen sind sehr schwer aber ebenso sehr fruchtbar, da sie 
einen hohen natürlichen Nährstoffgehalt, eine hohe Nährstoffhaltefähigkeit, eine sehr 
gute Wasserversorgung und eine gute Belüftung beinhalten. 
Das ackerbauliche Ertragspotential ist bei dem genannten Bodentyp als sehr gering zu 
bewerten. Nach der Karte „Schutzwürdige Böden in Niedersachsen - Böden mit kultur-
geschichtlicher Bedeutung“ ist lediglich der nördliche Teilbereich des Änderungsgebie-
tes als schutzwürdiger Boden dargestellt., hier Boden mit kulturgeschichtlicher Bedeu-
tung. Die weiten Teilbereiche des Planänderungsgebietes beinhalten keinen schutzwür-
digen Boden. 
Das Planänderungsgebiet beinhaltet nahezu ausschließlich Grünlandflächen, welche 
durch Grüppen entwässert werden. Im südlichen Teilbereich des Planänderungsgebie-
tes war eine Kleingartenanlage vorhanden, die in der Zwischenzeit vollständig zurück-
gebaut wurde. Auch dieser Bereich beinhaltet Grünlandflächen mit Grüppen. 
Aufgrund der intensiven landwirtschaftlichen Nutzung und der ehemaligen Kleingarten-
nutzung dürften ausschließlich anthropogen überprägte Böden im Planänderungsgebiet 
vorhanden sein. 
 
Entwicklung des Umweltzustands bei Nichtdurchführung der Planung 

Bei einer Nichtdurchführung der Planung würde das Planänderungsgebiet im Wesentli-
chen weiterhin landwirtschaftlich genutzt werden und die Fläche würde ihre Bodeneigen-
schaften nicht weiter verlieren. 
 
Bewertung, Auswirkungen der Planung 

Das Planänderungsgebiet wird nahezu ausschließlich als Grünland genutzt. 
Mit der Ausweisung von gewerblichen Bauflächen werden zukünftig Bebauungen und 
Versiegelungen im Planänderungsgebiet ermöglicht. Während der Bauzeit werden aller 
Voraussicht Abgrabungen und Aufschüttungen von Böden erfolgen. Dementsprechend 
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ergeben sich mit dem geplanten Vorhaben erhebliche Beeinträchtigungen durch Versie-
gelung, Überbauung, Abgrabung und Aufschüttung der bisher landwirtschaftlich genutz-
ten Fläche. Versiegelter Boden verliert dahingehend vollständig seine Funktionen als 
Regulationsfaktor für den Boden- und Bodenwasserhaushalt (Puffer- und Filterfunktion), 
seine Funktion als Pflanzenstandort und Lebensraum für Organismen.  
 
 
Wasser 

Laut Hydrogeologischer Karte von Niedersachsen (1:50.000) befindet sich das Planän-
derungsgebiet in einem Bereich mit Grundwasserzehrung. Demzufolge ist die Grund-
wasserneubildungsrate als sehr gering einzustufen. Die Gefährdung des Grundwassers 
wird als gering bewertet. 
Der Grundwasserstand im Planänderungsgebiet liegt, nach der Hydrogeologischen 
Karte von Niedersachsen (HK 50; 1:50.000), bei - 2,5 bis 2,5 m NHN. Demnach ist bei 
ungünstigen Witterungsbedingungen von einem oberflächennahen Grundwasserstand 
auszugehen. Zudem befindet sich das Planänderungsgebiet im Trinkwasserschutzge-
biet Altenwalde, innerhalb der Schutzzonen IIIA und IIIB. 
Innerhalb des Planänderungsgebietes sind Entwässerungsgräben und Grüppen vorhan-
den, die allesamt in südliche Richtung, in das Fließgewässer „Lehstrom“ münden. 
 
Entwicklung des Umweltzustands bei Nichtdurchführung der Planung 

Bei einer Nichtdurchführung der Planung kann das anfallende Niederschlagswasser 
auch zukünftig ungehindert auf den landwirtschaftlichen Flächen versickern. Die Gräben 
und Grüppen würden uneingeschränkt bestehen bleiben. 
 
Bewertung, Auswirkungen der Planung 

Mit dem geplanten Vorhaben und der Ausweisung von gewerblichen Bauflächen wird 
die derzeit vorhandene uneingeschränkte Versickerung des anfallenden Oberflächen-
wassers zukünftig eingeschränkt. Vom Ingenieur- und Vermessungsbüro CONTUR 
GmbH wird ein Konzept zur Oberflächenentwässerung und -vorbehandlung erstellt. 
Nähere Erläuterungen erfolgen im weiteren Verfahren. Mit einer möglichen Verringerung 
der Grundwasserneubildung und einer möglichen Verrohrung/Verfüllung von Gräben 
und Grüppen ergeben sich erhebliche Beeinträchtigungen auf das Schutzgut Wasser. 
 
 
7.3.2 Schutzgut Fläche 

Der durchschnittliche Versiegelungsgrad, d.h. der Anteil der versiegelten Böden an der 
Gesamtfläche der Stadt Cuxhaven beträgt 9,66 % (Stand: 08.02.2023), gemäß der Karte 
„Grad der Bodenversiegelung auf Gemeindeebene“ (1:500.000). 
Das Planänderungsgebiet beinhaltet nahezu ausschließlich landwirtschaftliche Grün-
landflächen. Die Grünlandflächen sind von Grüppen durchzogen. Am Rand des Ände-
rungsgebietes sind Gräben vorhanden. Das Planänderungsgebiet grenzt an ein Gewer-
bestandort an und dient für einen ansässigen Betrieb als Erweiterungsfläche. 
Im landesweiten Vergleich ist die Versiegelung in der Stadt Cuxhaven höher als im Lan-
desvergleich, aktuell sind in Niedersachsen 6,47 % (Stand: 2020) der Landesfläche ver-
siegelt. 
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Entwicklung des Umweltzustands bei Nichtdurchführung der Planung 

Ohne die Durchführung der Planung würde sich der Versiegelungsgrad in der Stadt Cux-
haven derzeit nicht erhöhen und das Änderungsgebiet könnte weiterhin landwirtschaft-
lich genutzt werden. Dem ansässigen Betrieb stünden jedoch keine Erweiterungsmög-
lichkeiten zur Verfügung, die zwingend benötigt werden. 
 
Bewertung, Auswirkungen der Planung 

Mit dem geplanten Vorhaben wird im Planänderungsgebiet eine dauerhafte Versiege-
lung zugelassen. Es wird jedoch ein Standort überplant, welcher durch die angrenzende 
gewerbliche Bebauung bereits baulich vorgeprägt und verkehrlich gut erschlossen ist. 
Aufgrund dieser baulichen Vorbelastung und der vorgesehenen Erweiterung des ansäs-
sigen Betriebes, der bei Nichtdurchführung der Planung einen neuen Standort entwi-
ckeln müsste, ist die Versiegelung von unbebauten Flächen als vertretbar anzusehen. 
 
 
7.3.3 Schutzgut Klima/Luft 

Das Planänderungsgebiet befindet sich im südlichen Stadtgebiet von Cuxhaven und dort 
im westlichen Teil des Gewerbegebietes Groden, westlich der Anton-Flettner-Straße und 
der Humphry-Davy-Straße. Die Flächen im Änderungsgebiet beinhalten nahezu aus-
schließlich Grünlandflächen mit Grüppen. Zudem sind Entwässerungsgräben vorhan-
den. Östlich ans Planänderungsgebiet angrenzend befindet sich der Gewerbebetrieb, 
der die Erweiterungen plant. Nördlich grenzen Wohnnutzungen und Kleingartensiedlun-
gen an. Weitere Kleingartensiedlungen befinden sich westlich des Änderungsgebietes. 
Südlich des Planänderungsgebiets verläuft der Lehstrom. 
Die landwirtschaftlichen Flächen sowie die umliegenden Gehölzstrukturen und der Leh-
strom dienen allesamt der Frisch- und Kaltluftentstehung. Eine besondere Kaltluftsam-
mellage oder Kaltluftabflussbahnen kann dem Planänderungsgebiet nicht zugeordnet 
werden. 
 
Entwicklung des Umweltzustands bei Nichtdurchführung der Planung 

Bei einer Nichtdurchführung der Planung würden die landwirtschaftlichen Grünlandflä-
chen im Planänderungsgebiet weiterhin landwirtschaftlich genutzt werden und ihren Bei-
trag zur Frischluftentstehung mit den Gewässern leisten. 
 
Bewertung, Auswirkungen der Planung 

Beeinträchtigungen des Schutzgutes Klima/Luft aufgrund der Gewerbeentwicklung lie-
gen durch dessen Lage mit angrenzenden Kleingartensiedlungen und landwirtschaftli-
chen Flächen unterhalb der Erheblichkeitsschwelle. Während der Bautätigkeiten könn-
ten sich aufgrund von Baumaschinen temporär höhere Immissionsbelastungen ergeben. 
Die umliegenden Grünstrukturen sorgen auch zukünftig für einen guten Luftaustausch, 
sodass mit dem Vorhaben verbundene leichte Temperaturerhöhungen durch Versiege-
lung und Überbauung ausgeglichen werden können.  
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7.3.4 Schutzgut Pflanzen, Tiere und biologische Vielfalt 

Pflanzen 

Innerhalb des Planänderungsgebietes sowie umliegend erfolgt durch das Planungsbüro 
Leguan GmbH eine flächendeckende Biotoptypenkartierung. Die Erfassung erfolgt ge-
mäß dem aktuellen Kartierschlüssel für Biotoptypen in Niedersachsen (DRACHENFELS, 
2021). Jeder ausgewiesene Biotoptyp wird hinsichtlich seiner Ausprägung und Charak-
terart beschrieben. 
Des Weiteren erfolgt eine Erfassung von Pflanzenarten der landes- und bundesweiten 
Roten Listen, geschützter Arten und invasiven gebietsfremden Arten der Unionsliste der 
Verordnung (EU) Nr. 1143/2014 im Planänderungsgebiet. 
Die Erfassung der Biotoptypen sowie Pflanzenarten liegen noch nicht vor. Das Schutzgut 
Pflanzen wird im weiteren Verfahren ergänzt. 
 
Entwicklung des Umweltzustands bei Nichtdurchführung der Planung 

Bei einer Nichtdurchführung der Planung würde das Planänderungsgebiet weiterhin 
landwirtschaftlich genutzt werden. Die Gräben und Grüppen würden unverändert beste-
hen bleiben. 
 
Bewertung, Auswirkungen der Planung 

Die Bewertung der Biotoptypen folgt der Arbeitshilfe zur Ermittlung von Ausgleichs- und 
Ersatzmaßnahmen in der Bauleitplanung (Niedersächsischer Städtetag, 9. Auflage, 
2013). Diese Bewertung orientiert sich nach v. Drachenfels (2011/12), welche verändert 
und ergänzt wurde. 
Die Erfassung der Biotoptypen liegt noch nicht vor. Die Bewertung des Schutzgutes 
Pflanzen wird im weiteren Verfahren ergänzt. 
 
 
Tiere 

In Bezug auf das Schutzgut Tiere erfolgen durch das Planungsbüro Leguan GmbH Un-
tersuchungen in den Artengruppen Amphibien, Vögel und Fledermäuse. 
Die Erfassung der Amphibien erfolgt pro Gewässer anhand von 6 Begehungen, bei de-
nen sowohl das Reproduktionsverhalten als auch einzelne Individuen durch Verhören 
artspezifischer Rufe und Sichtbeobachtungen erfasst werden. Die Begehungen für die 
Frühlaicher erfolgen tagsüber und nachts in 3 Begehungen im Februar/März und April 
2025. Eine weitere Begehung mit Verhören und Ausleuchten erfolgt 2-mal nachts im Mai 
2025. Im Juli/August 2025 erfolgt tagsüber 1 Begehung, um durch Keschern Larven und 
Spätlaicher zu erfassen. 
Die Brutvögel werden bei geeigneter Witterung und artspezifisch günstigen Erfassungs-
zeitpunkten in Anlehnung an die Methode der „Gruppierten Registrierung“ nach OELKE 
(1968) und unter Berücksichtigung der Kriterien nach SÜDBECK et al. (2005) aufgenom-
men. Die Kartierung erfolgt durch Verhören der artspezifischen Gesänge bzw. Lautäu-
ßerungen sowie über Sichtbeobachtungen. Dabei werden alle hör- und sichtbaren, flä-
chengebundenen Vögel erfasst und kartographisch verortet. Zudem kommen für einige 
Arten (Eulen) Klangattrappen zum Einsatz. Es erfolgen insgesamt 7 Begehungen, davon 
2 Nachtkontrollen (inkl. Einsatz von Klangattrappen zur Erfassung von Eulen) im Zeit-
raum Anfang März bis Mitte Juli 2025. 
Hinsichtlich der Artengruppe Fledermäuse erfolgt sowohl eine Quartiersuche als auch 
die Erfassung von Jagdhabitaten und Flugrouten an geeigneten Strukturen. Anhand 
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einer Übersichtsbegehung werden im Frühjahr 2025 potentielle Habitatstrukturen (Quar-
tiere, Jagdhabitate und Flugrouten) erfasst. Über 8 Begehungen im Zeitraum von Mitte 
April bis September (1x April, 1x Mai, 2x Juni, 2x Juli, 1x August, 1x September) erfolgt 
die Überprüfung der Nutzung oben genannter potentieller Habitatstrukturen sowie die 
Erfassung des Artenspektrums. 
Die Ergebnisse der Untersuchungen liegen noch nicht vor. Das Schutzgut Tiere wird im 
weiteren Verfahren ergänzt. 
 
Entwicklung des Umweltzustands bei Nichtdurchführung der Planung 

Bei einer Nichtdurchführung der Planung würde das Planänderungsgebiet weiterhin 
landwirtschaftlich genutzt werden. Die Gräben und Grüppen würden unverändert beste-
hen bleiben. Die Strukturen im Planänderungsgebiet würden als potentielle Lebens-
räume für Tierarten weiterhin zur Verfügung stehen. 
 
Bewertung, Auswirkungen der Planung 

Die Ergebnisse der Untersuchungen liegen noch nicht vor. Die Bewertung des Schutz-
gutes Tiere wird im weiteren Verfahren ergänzt. 
 
 
7.3.5 Schutzgut Landschaft 

Das Planänderungsgebiet befindet sich im südlichen Stadtgebiet von Cuxhaven und dort 
im westlichen Teil des Gewerbegebietes Groden, westlich der Anton-Flettner-Straße und 
der Humphry-Davy-Straße. Die Flächen im Planänderungsgebiet beinhalten nahezu 
ausschließlich Grünlandflächen mit Grüppen. Zudem sind Entwässerungsgräben im 
Planänderungsgebiet vorhanden. Östlich ans Planänderungsgebiet angrenzend befin-
det sich der Gewerbebetrieb, der die Erweiterungen vorsieht. Nördlich grenzen Wohn-
nutzungen und Kleingartensiedlungen an. Weitere Kleingartensiedlungen befinden sich 
westlich des Planänderungsgebietes. Südlich des Planänderungsgebiets verläuft der 
Lehstrom. In den umliegenden Nutzungen sind Gehölzstrukturen eingestreut. 
 
Entwicklung des Umweltzustands bei Nichtdurchführung der Planung 

Bei einer Nichtdurchführung der Planung würde das Planänderungsgebiet weiterhin 
landwirtschaftlich genutzt werden. Eine gewerbliche Erweiterung wäre nicht möglich. Die 
Gräben und Grüppen würden unverändert bestehen bleiben. 
 
Bewertung, Auswirkungen der Planung 

Während der Bauzeit könnten sich aufgrund von Baufahrzeugen kurzzeitig höhere Lär-
mimmissionen ergeben. Zudem werden während der Bauphase der Baubetrieb und die 
Baustelle visuell wahrnehmbar sein. Mit dem geplanten Vorhaben wird sich die gewerb-
liche Nutzung vor Ort erweitern. Durch die Errichtung von baulichen Anlagen entstehen 
auf das Schutzgut Landschaft erhebliche Beeinträchtigungen.  
 
 
  



20 
 

7.3.6 Schutzgut Mensch / menschliche Gesundheit 

Wohnumfeld 

Die nächstgelegene Wohnbebauung befindet sich nördlich des Planänderungsgebietes. 
Es handelt sich dabei um Mehrfamilienhäuser. Das Wohnumfeld wird von landwirtschaft-
lichen Nutzungen, Kleingartensiedlungen und dem Gewerbegebiet Groden geprägt. 
 
Immissionen 

Angesichts der angrenzenden Wohnnutzungen wurden die möglichen Immissionen 
durch die geplante Betriebserweiterung gutachterlich ermittelt. Die Überprüfung ergab, 
dass die zulässigen Emissionskontingente unterschritten werden und der Betrieb ein be-
schränktes Entwicklungspotenzial hat. Durch entsprechende Schallschutzmaßnahmen 
kann das Potenzial für zukünftige Erweiterungen jedoch gesteigert werden. 
 
Erholung 

Dem Planänderungsgebiet sind keine besonderen Erholungsfunktionen zugeordnet. 
Nach dem Regionalen Raumordnungsprogramm des Landkreises Cuxhaven (2012/ 
2017) befindet sich das Planänderungsgebiet innerhalb des Zentralen Siedlungsgebie-
tes. Die Stadt Cuxhaven ist als Mittelzentrum u.a. mit der besonderen Entwicklungsauf-
gabe von Arbeitsstätten und Erholung festgelegt. Der westlich angrenzende „Grüne 
Weg“ dient der Erschließung der Kleingartensiedlungen und der Naherholung. 
 
Entwicklung des Umweltzustands bei Nichtdurchführung der Planung 

Bei Nichtdurchführung der Planung würden sich das Wohnumfeld und die Erholungsnut-
zung gegenüber dem derzeitigen Bestand nicht ändern. Die Flächen im Planänderungs-
gebiet würden weiterhin landwirtschaftlich genutzt werden. Eine Erweiterung des Gewer-
bestandortes wäre nicht möglich. Die Gräben und Grüppen würden unverändert beste-
hen bleiben. 
 
Bewertung, Auswirkungen der Planung 

Mit dem geplanten Vorhaben ergeben sich keine erheblichen Beeinträchtigungen auf 
das Schutzgut Mensch, da die angrenzende gewerbliche Nutzung im Änderungsgebiet 
fortgesetzt werden soll. Gebiete mit besonderen Erholungsfunktionen werden nicht über-
plant. Eine angrenzende Erholungsnutzung auf den „Grünen Weg“ ist auch zukünftig 
uneingeschränkt möglich.  
 
 
7.3.7 Schutzgut Kultur- und sonstige Sachgüter 

Kultur- und sonstige Sachgüter sind innerhalb des Planänderungsgebietes nicht vorhan-
den. 
 
Entwicklung des Umweltzustands bei Nichtdurchführung der Planung 

Kultur- und sonstige Sachgüter sind innerhalb des Planänderungsgebietes nicht vorhan-
den. 
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Bewertung, Auswirkungen der Planung 

Nachteilige Auswirkungen auf Kultur- und sonstige Sachgüter sind nicht zu erwarten. 
 
 
7.3.8 Auswirkungen auf das Wirkungsgefüge der einzelnen Schutzgüter (Wech-

selwirkungen) 

Beeinträchtigungen des  
Schutzgutes 

    Wirkung auf das Schutzgut 

Boden und Wasser Tiere und Pflanzen  
Überbauen, Versiegeln, Aufschütten, Abgra-
ben, Einbringen von Fremdmaterialien inner-
halb der geplanten gewerblichen Baufläche 
 

Verlust, Veränderung, Störung von Lebensräumen oder 
Teillebensräumen 

Landschaft 
Verstärkte technische Überprägung eines bereits vorbe-
lasteten Kulturlandschaftsbereiches 

Klima/ Mensch 

Aufwärmung, Verstärkung der Staubentwicklung 

Landschaft Mensch 

Verstärkte technische Überprägung des Land-
schaftsraumes, Immissionsbelastungen 

Weitere Einschränkung des Landschaftserlebens 

 
 
7.3.9 Entwicklung des Gebietes ohne Verwirklichung des Vorhabens (Nullvari-

ante)  

Ohne Verwirklichung des Vorhabens würde das Plangebiet weiterhin landwirtschaftlich 
genutzt werden. Die Gräben und Grüppen würden unverändert bestehen bleiben. 
 
 
7.4 Maßnahmen zur Vermeidung, zur Verringerung und zum Ausgleich nach-

teiliger Auswirkungen auf Natur und Landschaft 

Gemäß § 1 Abs. 7 BauGB sind bei der Aufstellung von Bauleitplänen die öffentlichen 
und privaten Belange gegeneinander und untereinander gerecht abzuwägen. Bau- und 
Naturschutzrecht sind durch § 18 BNatSchG miteinander verknüpft. Im Rahmen der Ab-
wägung sind durch Anwendung der Eingriffsregelung nach dem Naturschutzgesetz ge-
mäß § 1 a Abs. 2 und Abs. 3 BauGB auch die Vermeidung und der Ausgleich der zu 
erwartende Eingriffe in Natur und Landschaft zu berücksichtigen.  
 
Eingriffe in Natur und Landschaft im Sinne von § 14 BNatSchG sind Veränderungen der 
Gestalt oder Nutzung von Grundflächen, die die Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes 
oder das Landschaftsbild erheblich oder nachhaltig beeinträchtigen können.  
 
Es gilt der Grundsatz, dass Eingriffe die Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes und das 
Landschaftsbild nicht mehr als unbedingt nötig beeinträchtigen dürfen (§ 15 BNatSchG).  
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Diesem Grundsatz wird Rechnung getragen, indem ein Standort gewählt wurde, 
- der durch angrenzende gewerbliche Nutzungen vorbelastet ist, 
- der landwirtschaftlich genutzt wird, 
- der überwiegend von geringer Bedeutung für Arten und Lebensgemeinschaften 

ist, 
- der verkehrlich bereits gut erschlossen ist, und  
- der bereits ausgebaute Wege nutzt. 

 

Schutzgut / Wirkfaktor Beeinträchtigungen 

Schutzgut Boden 

Überbauung / Versiegelung von Boden 
(Gewerbliche Baufläche) 

Baubedingt: 
Die Bauarbeiten (Lagerung von Baumaterialien, 
Baustellenverkehr) führen zu Beeinträchtigungen der 
Bodenfunktionen durch Verdichtungen. Nach Bau-
ende sind Bodenverdichtungen durch Lockerung des 
Bodens zu minimieren.  

➔ Keine dauerhaften erheblichen Beeinträchtigun-

gen 
Anlagenbedingt: 
Durch die Versiegelung / Bebauung entsteht ein Ver-
lust / Beeinträchtigung der Bodenfunktionen von Bo-
den 

➔ Erhebliche Beeinträchtigung 

Schutzgut Wasser 

Überbauung / Versiegelung von Flä-
chen 
(Gewerbliche Baufläche) 

Baubedingt: 
Während der Bauphase sind keine negativen Auswir-
kungen zu erwarten. 

➔ Keine erhebliche Beeinträchtigung 

Anlagenbedingt: 
Erläuterungen zur Entwässerung des Plangebietes 
und den Grabenverrohrungen oder -schließungen 
erfolgen im weiteren Bauleitplanverfahren. 

➔ ggf. erhebliche Beeinträchtigung 

Schutzgut Klima/Luft 

Überbauung von unbebauten Flächen 
(Gewerbliche Baufläche) 

Baubedingt: 
Während der Bauphase könnten sich geringfügig hö-
here Immissionsbelastungen durch Baumaschinen 
ergeben  

➔ Keine erhebliche Beeinträchtigung 
Anlagenbedingt: 
Angrenzend großräumige Frisch- u. Kaltluftentste-
hungsgebiete vorhanden 

➔ Keine erhebliche Beeinträchtigung 
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Schutzgut biologische Vielfalt 

Inanspruchnahme / Überbauung von 
Vegetationsflächen 
(Gewerbliche Baufläche) 

Baubedingt: 
Auswirkungen werden im weiteren Verfahren er-
gänzt  
 

Anlagenbedingt: 
Auswirkungen werden im weiteren Verfahren er-
gänzt  

Schutzgut Landschaft 

Überbauung / Versiegelung von Flä-
chen 
(Gewerbliche Baufläche) 

Baubedingt: 
Während der Bauphase sind der Baubetrieb und die 
Baustelle visuell wahrnehmbar und stellen eine tem-
poräre Beeinträchtigung dar. 

➔ Keine erhebliche Beeinträchtigung 
Anlagenbedingt: 
Erweiterung von gewerblichen Nutzungen; Errich-
tung von baulichen Anlagen 

➔ Erhebliche Beeinträchtigung 

Schutzgut Mensch 

Ausweisung von gewerblicher Bauflä-
che 
 

Baubedingt: 
Während der Bauphase sind der Baubetrieb und die 
Baustelle visuell wahrnehmbar.  

➔ Keine erhebliche Beeinträchtigung 

Anlagenbedingt: 
Es werden bauliche Anlagen errichtet und Arbeits-
plätze gesichert bzw. neu geschaffen. 

➔ Keine erhebliche Beeinträchtigung 

 
 
Die aufgrund der Planung zu erwartenden oben beschriebenen erheblichen Beeinträch-
tigungen: 
 

• des Schutzgutes Boden (durch Abgrabung, Überbauung, Überschüttung, Versie-
gelung, Einbringen von Fremdmaterialien),  

• des Schutzgutes Wasser (durch ggf. Verringerung Grundwasserneubildung und 
Grabenverrohrungen oder -verfüllungen), 

• des Schutzgutes Pflanzen (durch ggf. Verlust von Biotoptypen mittlerer Bedeu-
tung) und 

• des Schutzgutes Landschaft (Errichtung von baulichen Anlagen) 
 
sind Eingriffe im Sinne von § 14 BNatSchG. Sie sind durch geeignete Maßnahmen aus-
gleichbar. Im Rahmen der nachfolgenden verbindlichen Bauleitplanung werden, die im 
Planänderungsgebiet zu erwartenden erheblichen Beeinträchtigungen und der Aus-
gleichsbedarf konkreter ermittelt sowie die erforderlichen Kompensationsmaßnahmen 
des Änderungsgebietes festgelegt. Auf Ebene des Flächennutzungsplanes gelten die zu 
erwartenden erheblichen Beeinträchtigungen als ausgleichbar.  
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7.5 Planungsalternativen unter Berücksichtigung der Ziele und des räumli-
chen Geltungsbereichs der Flächennutzungsplanänderung 

Da es sich um die Erweiterung eines bestehenden Betriebes handelt, bestehen keine 
sinnvollen Alternativen. Die Erweiterung an einem anderen Standort würde die betriebli-
chen Abläufe aufgrund der Trennung erheblich beeinträchtigen und zusätzlichen Ver-
kehr zwischen den Standorten verursachen. Die Auslagerung des kompletten Betriebes 
an einen anderen Standort würde eine erhebliche Inanspruchnahme bisher ungenutzter 
Flächen nach sich ziehen und eine Gewerbebrache am bestehenden Standort zurück-
lassen. Lediglich bei der Erweiterung der bestehenden Betriebsflächen können kurze 
Wege und vorhandene Infrastrukturen optimal genutzt und somit auch die Kosten niedrig 
gehalten werden. Innerhalb des Plangebietes soll dem Betrieb eine flexible Nutzung er-
möglicht werden, sodass auf die Vorgabe von Erschließungswegen und engen Baufens-
tern verzichtet wird. 
 
 
7.6 Erläuterungen und Hinweise zur Durchführung der Umweltprüfung 

Bei der Zusammenstellung der erforderlichen Angaben haben sich keine Probleme er-
geben. 
 
Angewendete Verfahren  
Die Biotoptypenkartierung und faunistischen Untersuchungen erfolgten auf der Grund-
lage von Ortsbesichtigungen. 
 
 
7.7 Maßnahmen des Monitorings 

Maßnahmen zur Überwachung der Umweltauswirkungen sind auf Ebene des Bebau-
ungsplanes zu berücksichtigen.   
 
 
7.8 Ergebnis der Umweltprüfung 

Nachteilige Umweltauswirkungen sind aufgrund der Planung als Ergebnis der Umwelt-
prüfung nicht zu erwarten.  
 
 
8. ARTENSCHUTZ 

In Bezug auf das Schutzgut Tiere erfolgen durch das Planungsbüro Leguan GmbH Un-
tersuchungen in den Artengruppen Amphibien, Vögel und Fledermäuse. 
Die Ergebnisse der Untersuchungen liegen noch nicht vor. Aussagen zum Artenschutz 
werden im weiteren Verfahren ergänzt. 
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9. ALLGEMEINVERSTÄNDLICHE ZUSAMMENFASSUNG 

Die Flächennutzungsplanänderung dient der Erweiterung eines ansässigen Betriebes 
und soll die planungsrechtlichen Grundlagen für die Errichtung von Betriebsgebäuden 
schaffen. 
 
Die VOCO GmbH ist seit vielen Jahren in Cuxhaven ansässig und bildet einen wichtigen 
Bestandteil der lokalen Wirtschaftsstruktur. Aufgrund steigender Nachfrage nach Pro-
dukten und Dienstleistungen sowie der Notwendigkeit, Produktions- und Lagerkapazitä-
ten zu erweitern, besteht ein erheblicher Flächenbedarf. Das bestehende Betriebsge-
lände ist nahezu ausgelastet, sodass eine räumliche Erweiterung erforderlich wird. Ziel 
der Flächennutzungsplanänderung ist es, die planungsrechtlichen Voraussetzungen für 
die Erweiterung zu schaffen, um die Wettbewerbsfähigkeit des Unternehmens langfristig 
zu sichern und zusätzliche Arbeitsplätze in der Region zu erhalten bzw. zu schaffen. 
 
Angesichts der angrenzenden Wohnnutzungen wurden die möglichen Immissionen 
durch die geplante Betriebserweiterung gutachterlich ermittelt (TETENS, 2025). Die 
Überprüfung ergab, dass die zulässigen Emissionskontingente unterschritten werden 
und der Betrieb ein beschränktes Entwicklungspotenzial hat. Durch entsprechende 
Schallschutzmaßnahmen kann das Potenzial für zukünftige Erweiterungen jedoch ge-
steigert werden. 
 
Das Planänderungsgebiet befindet sich im südlichen Stadtgebiet von Cuxhaven und dort 
im westlichen Teil des Gewerbegebietes Groden, westlich der Anton-Flettner-Straße und 
der Humphry-Davy-Straße. Die Flächen im Planänderungsgebiet beinhalten nahezu 
ausschließlich Grünlandflächen mit Grüppen. Zudem sind Entwässerungsgräben vor-
handen. Östlich ans Änderungsgebiet angrenzend befindet sich der Gewerbebetrieb, der 
die Erweiterungen plant.  
Im Planänderungsgebiet erfolgt vom Planungsbüro Leguan GmbH eine flächende-
ckende Biotoptypenkartierung. Weiterhin erfolgen Erfassungen von den Tierartengrup-
pen Amphibien, Vögel und Fledermäuse. Ergebnisse der Untersuchungen liegen noch 
nicht vor. Der Umweltbericht wird entsprechend im weiteren Verfahren ergänzt. 
Erhebliche Beeinträchtigungen sind mit der Versiegelung und Überbauung von Boden 
auf das Schutzgut Boden zu erwarten. In Bezug auf die Oberflächenentwässerung und 
-vorbehandlung im Planänderungsgebiet wird vom Ingenieur- und Vermessungsbüro 
CONTUR GmbH ein Konzept erstellt. Nähere Erläuterungen zur Entwässerung des 
Planänderungsgebietes und den möglichen Grabenverrohrungen oder -verfüllungen er-
folgen im weiteren Bauleitplanverfahren. Baumaßnahmen an den Gewässern im Ände-
rungsgebiet führen zu erheblichen Beeinträchtigungen des Schutzgutes Wasser. Durch 
die Errichtung von baulichen Anlagen im Plangebiet sind zudem Beeinträchtigungen auf 
das Schutzgut Landschaft zu erwarten. 
Die entstehenden erheblichen Beeinträchtigungen des Naturhaushaltes gelten auf 
Ebene des Flächennutzungsplanes als vertretbar und ausgleichbar. Im Rahmen der 
nachfolgenden verbindlichen Bauleitplanung sind die zu erwartenden erheblichen Be-
einträchtigungen und der Ausgleichsbedarf konkreter zu ermitteln und die erforderlichen 
Kompensationsmaßnahmen festzulegen.  
 
Nachteilige Umweltauswirkungen sind aufgrund der Planung als Ergebnis der Umwelt-
prüfung nicht zu erwarten. 
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Cuxhaven, den 
 STADT CUXHAVEN 
 Der Oberbürgermeister 
 In Vertretung: 
 
 
 Stadtbaurat 
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